
n erstaunlich kurzer Zeit hab en CDU und
C SU ein Herzstück ihre s militärfreundli-

chen D enkens aufgegeb en, die Wehrpflicht. E s
scheint nicht ganz freiwillig p assiert zu sein, denn
zu B eginn de s Ab schieds hat Verteidigungsminis-
ter zu Guttenb erg b eiläufig b egründet, er wolle die
Wehrpflicht aussetzen, ehe Gerichte ihn dazu
zwingen . Ich vermute , dass er au s Karlsruhe einen
diskreten Wink b ekommen hat, unb egrenzt könne
man die fehlende Wehrgerechtigkeit nicht hinneh-
men . D och das ist Spekulation, würde aber gut zu
unserem ständigen Hinweis auf die derzeitige Un-
gerechtigkeit b ei den Einb erufungen und zu den
Vorlageb eschlü ssen von Verwaltungsgerichten
p assen .

Wehrpflicht war fortgesetztes Unrecht

Was sollen wir nun sagen? Wir hatten uns vorge-
nommen, gegen die Wehrpflicht zu arbeiten, weil
sie auch nach dem Ende der schlimmsten Diffamie-
rungen und Diskriminierungen immer no ch für
Kriegsdienstverweigerer ständiges Unrecht b e-
deutet. Verweigerer müssen für ihr Grundrecht ei-
nen Antrag stellen, ihn begründen und ihre Gewis-
sensentscheidung b eweisen . D er Staat nimmt für
sich in Anspruch, das zu üb erprüfen und das im
Grundgesetz garantierte Grundrecht zu versagen .
Für Straftäter gilt »im Zweifel für den Angeklagten“ .
D er Verweigerer, der sich auf ein Grundrecht b e-
ruft, wird ab er b ei Zweifeln »abgelehnt“ , verliert
sein Grundrecht. Nur weil man den Ersatzdienst
noch für den Erhalt der Wehrpflicht brauchte , war
das seit einiger Zeit in der Praxis kein Problem .

Allerdings wird man damit rechnen müssen,
dass das nach dem Ende der Wehrpflicht und de s
Zivildienstes anders wird , falls die Anerkennungs-
verfahren wieder der Bunde swehrverwaltung
übertragen werden .

Ein weiterer Grund war für uns , dass radikale
Verweigerer wegen der Wehrpflicht kriminalisiert
wurden und werden, wenn sie sich darauf b erufen,
dass für sie j eder Kriegsdienst und alle s, was dem
dient, ein so schlimmes Verbrechen ist, dass sie da-
für auch keinen Ersatzdienst leisten .

Mit B illigung des Bunde sverfassungsgerichte s
wurden sie trotz die ser Gewissensentscheidung
nicht nach Artikel 4 , 1 GG (Gewissensfreiheit) frei-
gestellt, sondern wegen der Wehrpflicht als Straftä-
ter b ehandelt. Einberufene , die sich weiter weiger-

ten, wurden sogar mehrfach disziplinarisch b e-
straft.

Wer zum Ersatzdienst b ereit ist, muss mit die-
sem helfen, die Wehrpflicht, die er ablehnt, auf-
recht zu erhalten . Außerdem mu sste er früher mit
längerer Dienstzeit, zuletzt mit häufigerer Einberu-
fung rechnen . Die Wehrpflicht musste de shalb
weg, und dazu hab en wir mit unserer ständigen
Kritik, vor allem dem Hinweis auf die fehlende
Wehrgerechtigkeit, sicher b eigetragen .

Was wir damit freilich auch verlieren, ist die
ständige Erinnerung an Krieg und Kriegsdienstver-
weigerung durch die vielen Zivis . Sie hab en ent-
scheidend dazu beigetragen, dass Kriegsdienstver-
weigerer schließlich po sitiv ge sehen wurden .

Die kritischen Fragen an die
Freiwilligenarmee bleiben

Kommen wir nun mit der Freiwilligenarmee au s
dem Regen in die Traufe ? Ist eine Profiarmee au s
Freiwilligen nicht hö chst gefährlich? Natürlich
kann man sagen, dass die Bundeswehr schon längst
eine Armee im »Einsatz« (so heißen kriegerische In-
terventionen verharmlo send) ist, die nur ihre län-
ger dienenden und b esser au sgebildeten Freiwilli-
gen und B erufssoldat(inn) en in diese Einsätze
schickt. Insofern ändert sich kaum mehr etwas .
Ab er das ist ein schwacher Tro st. D enn tatsächlich
hat die politische Führung der Bunde swehr seit Mi-
nister Rühe verteidigungspolitische Richtlinien
au sgegeb en, die der Bunde swehr auch den Schutz
des freien Welthandels und weltweiter freier Kom-
munikation sowie den freien Zugang zu wichtigen
Re ssourcen als Aufgab e zu schreibt. D er Erfinder
der Verteidigung am Hindukusch, Verteidigungs-
minister Struck (SPD) , hat das praktisch üb ernom-
men, Verteidigungsminister Jung e s im Weißbuch
wiederholt, Verteidigungsminister zu Guttenb erg
es als selb stverständlich erwähnt. Wer vom Völker-
recht, vom Friedensgeb ot der Uno und vom Frie-
densauftrag des Grundge setzes her denkt, kann da
nur radikal widersprechen .

Außerdem ist die Bundeswehr bzw. ihre politi-
sche Führung dab ei, auch völkerrechtswidrige
Kriege zu führen oder zu unterstützen . Im zweiten
Krieg gegen den Irak, der mit der Lüge von Atom-
und Chemiewaffen S addam Husseins b egründet
worden war, wurden amerikanische Wachmann-
schaften abgelö st, damit sie in den Krieg ziehen
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konnten, wurden deutsche Flugplätze und Üb er-
flugrechte zur Verfügung gestellt und die offizielle
Erklärung, man mache da nicht mit, wurde prak-
tisch zur Irreführung genutzt.

Schlimmer war es dann b eim Krieg gegen Ju-
go slawien zu Gunsten der gewalttätig gewordenen
sep aratistischen Ko sovo alb aner. D a machte die
Bundeswehr voll mit. D er Krieg wurde ohne UN-
Mandat geführt, war ein Angriffskrieg, als Luft-
krieg vor allem gegen die Zivilb evölkerung gerich-
tet, und wieder mit Lügen b egründet. D er Verteidi-
gungsminister Scharping erfand einen serbischen
Hufeisenplan zur Vernichtung der alb anischen B e-
völkerung, und der Außenminister Fischer sugge-
rierte , es gehe darum, ein neues Au schwitz zu ver-
hindern . Trotzdem hab en einige Profis , Piloten, die
die Wirklichkeit sehen konnten, den Einsatz ver-
weigert. Wir tun manchmal so , als würden freiwilli-
ge Soldaten kein Gewissen mehr haben . D as wurde
von den mindestens acht Piloten eindrucksvoll wi-
derlegt, die sich daraufhin als Kriegsdienstverwei-
gerer gemeldet haben und erhebliche Schwierig-
keiten b ekamen . Freiwilligen Soldat(inn) en zu hel-
fen, die ihr Tun b ereuen und sich eines B esseren
b esinnen, ist weiterhin eine wichtige Aufgab e .

Natürlich bleib en die kritischen Fragen, ob ei-
ne Freiwilligenarmee leichter einsetzb ar ist und
wie es mit ihrer demokratischen Zuverlässigkeit
steht. Als Schreckbild wird gern an die Weimarer
Zeit erinnert, als die Reichswehr wirklich nicht de-
mokratisch war und heimlich schon den nächsten
Krieg vorplante , woran Hitler nahtlo s anknüpfen
konnte . Aber undemokratisch waren nicht nur die
Soldaten, sondern weite Teile der B evölkerung,
was sich b ei den Wahlerfolgen der Harzburger
Front aus Rechtsradikalen und Rechten deutlich
zeigte .

Sind denn Wehrpflichtarmeen wirklich weni-
ger kriegsb ereit? B eide Weltkriege wurden mit
Wehrpflichtarmeen angefangen und bis zum bitte-
ren Ende geführt. Hitler brauchte die Wehrpflicht,
um den Zweiten Weltkrieg anzufangen . Die Wehr-
pflicht hat auch nicht verhindert, dass im Krieg
schrecklichste , bis dahin unvorstellb are Verbre-
chen mit erheblicher Mitwirkung de s Militärs ver-
übt wurden . Und die Wehrpflicht der B RD wie der
DDR war Teil des Kalten Kriege s . Auf b eiden Seiten
de s Eisernen Vorhangs gab es keinen Zweifel, dass
die Wehrpflichtarmeen kämpfen würden, obwohl
j eder sich ausrechnen konnte , dass dabei b eide
D eutschlands auf das Schlimmste verwüstet wür-
den .

Für die demokratische Zuverlässigkeit ist im-
merhin in unserm Land einiges erfreulich geregelt.
Die Bunde swehr untersteht politisch verantwortli-
cher Führung, im Frieden dem Verteidigungsmi-
nister, im Krieg dem Bunde skanzler. D er Wehrb e-
auftragte de s Bunde stages hat wichtige Kontroll-
rechte . D er Verteidigungsausschuss kann sich j e-
derzeit in einen Untersuchungsau sschuss verwan-

deln, und die Innere Führung der »Bürger in Uni-
form« ist dazu da, in der Bundeswehr für demokra-
tisches D enken zu sorgen .

So schön das ist, wird die Freiwilligenarmee
ideologisch Probleme machen . E s ist unvermeid-
lich, dass sie künftig viel mehr um Freiwillige wer-
b en muss, wenn nicht mehr die lästige Alternative
Wehrpflicht da ist. Schon j etzt hat das Verteidi-
gungsministerium Verträge mit einigen Bunde s-
ländern geschlo ssen, um mit den Jugendoffizieren
leichten Zugang zu Schulen und Lehrerbil-
dung/-fortbildung zu b ekommen . Trotzdem : Erns-
ter ist die Frage nach den kriegerischen Einsätzen .

Die Substanz
der Kriegsdienstverweigerung

Die Frage , die wir j etzt stellen müssen, ist deshalb
nicht mehr die Frage nach Wehrpflicht o der Frei-
willigenarmee . Jetzt geht e s in der Sub stanz um die
Kriegsdienstverweigerung.

Was ist denn Krieg? M assenmord mit üb elsten
heimtückischen Mitteln, mit B omb en und Raketen,
mit Minen und Nap alm, mit Flächenbrand- und
-splitterbomben, im Extremfall mit A-, B-, C-»Waf-
fen« , die nur no ch M assenvernichtung sind und
trotz aller Verb ote von wichtigen Staaten no ch b e-
reitgehalten werden . Wie wenig Völkerrecht gilt,
haben wir b ei unserem mächtigsten Verbündeten,
den USA, gesehen in Guantanamo und Abu Graib .

Seit einiger Zeit hören wir von »erfolgreichen«
Drohnen, die auf vermutete terroristische Anfüh-
rer zielen und mit Raketen die se Zivilisten und alle ,
die sich gerade bei ihnen aufhalten, umbringen .
Auf Zivilisten darf man nach Kriegsrecht nur schie-
ßen, falls sie sich unmittelb ar an Kämpfen b eteili-
gen . Sonst darf man sie lediglich verhaften und vor
Gericht stellen . D as ist natürlich schwierig, zumal
im Guerillakrieg wie derzeit in Afghanistan, ab er e s
ist geltende s Recht. Schließlich haben die Staaten
vereinb art, dass sie durch Uniformen kennzeich-
nen, welche ihrer Staatsbürger sie zum Ab schu ss
freigeben . Die dürfen dafür auch selb er schießen .
Angriffe auf Zivilisten sind Kriegsverbrechen . Au-
ßerdem sind die Angriffe auf Führungsleute kont-
rapro duktiv, weil die se als Partner für Verhandlun-
gen ausfallen und für j eden Ermordeten no ch
Feindseligere nachrücken

E s ist an der Zeit, dass wir deutlich machen und
offensiv vertreten, dass die Institution Krieg nicht
mehr verantwortb ar ist. Die Menschheit hat es fer-
tig gebracht, andere , früher selb stverständliche In-
stitutionen abzuschaffen . Sklaverei, Rassismus , Ko-
lonialismu s, Gotte surteile , Inquisition waren lange
Zeit übliche Praxis . Heute sind sie allgemein geäch-
tet. Andere , auch lange Zeit übliche b ö sartige Insti-
tutionen sind zuminde st in zivilisierten Staaten ver-
b oten : To de sstrafe und Folter. Die grausamste Insti-
tution ab er, die mit heutigen Mitteln ganze Länder
unb ewohnb ar machen kann und in den Weltkrie-
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gen viele Millionen Menschen umgebracht, no ch
mehr zu Krüppeln, zu Waisen, zu Witwen gemacht
hat und regelmäßig Verbrechen wie Vergewalti-
gungen und Vertreibungen mit sich bringt, den
Krieg, b ekämpft die Menschheit nur halbherzig .

Den Krieg ächten

D abei gibt e s wichtige Ansätze , Krieg vollends zu
ächten . Die Vereinten Nationen hab en Krieg mit
nur zwei b egrenzten Ausnahmen verb oten . Die
Ausnahmen sind das Selb stverteidigungsrecht der
Staaten, bis der Sicherheitsrat eingreift, und vom Si-
cherheitsrat b eschlo ssene Interventionen . Auch
die zunehmende Anerkennung der Kriegsdienst-
verweigerung ist ein wichtiger Ansatzpunkt, Krieg
zu ächten . Hilfreich gegen den schnellen Einsatz
von Gewalt sind auch internationale Konventio-
nen und Gerichte sowie regionale Institutionen
wie die O SZE . D eshalb ist es nicht so aussichtslo s ,
wie es manchmal scheint, Krieg radikal zu verdam-
men und üb er das B emühen um die Anerkennung
individueller Verweigerer hinaus klar zu machen,
dass Krieg ge ächtet werden muss wie Sklaverei
o der Folter. Kurz ge sagt : Zur Würde de s Menschen
gehört nicht nur das Recht, sondern auch die
Pflicht, das Töten zu verweigern . D amit sind wir
nach allem pragmatischen Eintreten für unfair b e-
handelte Kriegsdienstverweigerer wieder b ei der
eigentlichen Frage nach dem radikalen Nein zum
Krieg und zu j eder Kriegsvorbereitung . D ass die
S atzung der Zentralstelle KDV die Werbung für
Kriegsdienstverweigerung verbietet, heißt nicht,
dass das auch für ihre Mitgliedsverb ände gilt.

D as Ende der Ersatzdienste

Mehr am Rande gehört zu den Veränderungen, die
das Au ssetzen der Wehrpflicht bringt, das Ende der
Ersatzdienste . Für den Zivildienst ist das einfach . Er
endet zum 1 . Juli 2 0 1 1 . D er Versuch der Familienmi-
nisterin, dafür einen neuen Freiwilligendienst auf-
zub auen, dürfte scheitern . D er Bund hat in den B e-
reichen, in denen die Zivis tätig waren, keine Kom-
petenz . D er Zivildienst war als Institution des Bun-
des nur zulässig, weil er der Erfüllung der Wehr-
pflicht diente . Einen neuen Dienst zu erfinden, da-
mit das Bundesamt für den Zivildienst weiterhin
bleib en kann und/o der die Medizinkonzerne wei-
terhin billige Hilfskräfte bekommen, um ihre Ge-
winne zu steigern, ist b estenfalls als Fürsorge für

die Mitarb eiter de s BAZ gut gemeint ab er verfas-
sungswidrig und schlechte stenfalls ein neuer Ver-
such von Klientelpolitik.

Andere Dienste , die an Stelle von Wehr- und Er-
satzdienst gesetzlich vorge sehen waren, dürften e s
schwerer haben . DRK und ASB , Malteser-Hilfs-
dienst und Johanniter-Unfallhilfe , THW und DLRG,
nicht zuletzt die freiwilligen Feuerwehren hab en
einen Teil ihrer freiwilligen Helfer deshalb leicht
b ekommen, weil junge Männer damit der Bundes-
wehr ausweichen konnten . Die se Organisationen
können nicht einfach wie der Zivildienst aufhören,
sondern müssen ihre Leute j etzt als wirklich Frei-
willige gewinnen . D as wird einige Anstrengungen
verlangen, aber den Organisationen gut tun, weil
sie nun auf ihre Leute mehr eingehen müssen . Ähn-
liches gilt für die internationalen Hilfs- und Frie-
densdienste .

Bleib en schließlich die Freiwilligendienste , die
in der letzten Zeit auch an Stelle de s Ersatzdiens-
te sgewählt werden konnten : Freiwilliges soziale s
und ökologisches Jahr. D a gilt auch, dass der An-
reiz, an Stelle des Wehrdienste s mitzumachen, weg-
fällt. Ab er b ei ihnen sind die meisten sowie so echt
freiwillig dab ei, wenn auch manche nur, weil das
b e sser ist, als arb eitslo s herumzuhängen . D as Üb er-
gewicht der jungen Frauen könnte sich ändern,
wenn der Zivildienst für die jungen Männer weg-
fällt. D o ch ist bei der B ereitschaft junger M änner zu
freiwilligen Diensten Skep sis geb oten, denn als
B erlin no ch von der Wehrpflicht ausgenommen
war, gab e s dort im FSJ etwa 9 0 Prozent junge Frau-
en, nur 1 0 Prozent junge M änner. Wichtig ist : FSJ
und FÖJ hab en den Vorteil, dass sie als Lerndienst
geregelt sind . Ihre Einplanung als Ersatz für den Zi-
vildienst ist also nur zulässig, wo eine sinnvolle Pra-
xiseinführung und -b egleitung gegeb en ist. Diese
Dienste dürfen nicht als Reservoir billiger Arbeits-
kräfte gewertet werden .

Ein wichtiger Teilerfolg ist erreicht

Summa summarum : Unsere Forderung, die
Zwangsdienste zu b eenden und auf Freiwilligkeit
zu setzen, ist endlich erfüllt. Unsere Verweigerung
von Krieg und Kriegsdienst bleibt als wichtige Auf-
gab e , wenn die Menschheit überleb en soll .

Ulrich Finckh war mehr als dreiJahrzeh n te lang
bis 2003 Vorsitzender der Zen tralstelle KDV.
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